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5  Synopsis der Änderung des EG KVG

Geltendes Recht Neues Recht Rechtliche Bemerkungen

Einführungsgesetz
zum Bundesgesetz über die
Krankenversicherung
(EG KVG)

Vom 25. März 1996

Der Landrat des Kantons Basel-
Landschaft beschliesst:

A.  Allgemeine Bestimmun-
     gen

§ 1  Geltungsbereich
1 Dieses Gesetz regelt die Einfüh-
rung des Bundesgesetzes vom
18. März 1994 über die Kranken-
versicherung (KVG) und der sich
darauf stützenden Bundeserlas-
se.
2 Vorbehalten bleibt die Rechtset-
zungskompetenz des Regie-
rungsrates gemäss Art. 97 Absatz
2 KVG für eine provisorische
Regelung der Prämienverbilligung
durch die Kantone für die Jahre
1996 und 1997.

§ 2  Vollzug durch Dritte
1 Der Regierungsrat kann Dritte,
zum Beispiel die Versicherer
und/oder die Ausgleichskasse
Basel-Landschaft, mit dem Voll-
zug von Abschnitt D dieses Ge-
setzes betrauen.
2 Die Übertragung des Vollzugs
an die Ausgleichskasse Basel-

Einführungsgesetz
zum Bundesgesetz über die
Krankenversicherung
(EG KVG)

Änderung vom

Der Landrat des Kantons Basel-
Landschaft beschliesst:

I.

Das Einführungsgesetz vom 25.
März 1996 zum Bundesgesetz
über die Krankenversicherung
(EG KVG) wird wie folgt geändert:

§ 1 Absatz 2
2 Aufgehoben. Die Regelung kann zufolge

Zeitablaufs aufgehoben werden.
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Landschaft bedarf der Genehmi-
gung des Bundesamtes für Sozi-
alversicherung.

B.  Versicherungsobligatori-
      um Krankenpflegeversi-
      cherung

§ 3  Kontrolle der Versiche-
       rungspflicht
1 Die Gemeinden kontrollieren die
Einhaltung der Versicherungs-
pflicht ihrer anmeldepflichtigen
Einwohner und Einwohnerinnen.
2 Für diese Kontrolle haben die
Versicherten auf Verlangen eine
Kopie ihres Versicherungsaus-
weises vorzulegen.

§ 4  Zuweisung an einen Versi-
       cherer durch die Gemeinde

Personen, die ihrer Versiche-
rungspflicht auf Hinweis der Ge-
meinde nicht rechtzeitig nach-
kommen, werden von der Ge-
meinde einem Versicherer zuge-
wiesen.

§ 5  Kontakt zur Sozialhilfebe-
       hörde

Bei Rückständen in der Prämien-
zahlung oder der Kostenbeteili-
gung in der obligatorischen Kran-
kenpflegeversicherung kann der
Versicherer direkten Kontakt mit
der Sozialhilfebehörde am Wohn-
ort der säumigen versicherten
Person aufnehmen.

§ 6  Zahlungsverzug der Versi-
       cherten
1 Der Regierungsrat legt fest,
nach welchen Kriterien – neben
der Ausstellung eines Verlust-
scheins – Versicherte für die aus-
stehenden Prämien und Kosten-
beteiligungen als leistungsunfähig
zu gelten haben.

§ 5

Aufgehoben.

§ 6  Zahlungsverzug der Versi-
       cherten
1 Wenn die Sozialhilfebehörde
von einem Versicherer benach-
richtigt wird, dass eine versicherte
Person fällige Prämien oder Ko-
stenbeteiligungen in der obligato-
rischen Krankenpflegeversiche-
rung trotz Mahnung nicht bezahlt

Die Bestimmung ist durch das
revidierte Bundesrecht (Art. 84a
Abs. 4 KVG, in Kraft seit
1.1.2001) überholt und obsolet.
Nach neuem Bundesrecht muss
der Versicherer - bevor er die
Daten der Sozialhilfebehörde
bekanntgeben darf - die versi-
cherte Person erfolglos gemahnt
haben.

Die neue Regelung rückt vom
Kriterium der Leistungsunfähigkeit
ab, da dieses in der Praxis zu
Verwirrung über die Tragung des
Prämien-Bonitätsrisikos geführt
hat (vgl. auch § 17a). Aufgrund
des KVG und des neuen kanto-
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2 Bei leistungsunfähigen Versi-
cherten haben die Fürsorgebe-
hörden die ausstehenden Prämi-
en oder Kostenbeteiligungen zu
übernehmen.

C.  Gesundheitsförderung

§ 7  Kantonsbeiträge Gesund-
       heitsförderung
1 Der Kanton beteiligt sich mit den
Versicherern und den anderen
Kantonen an der Institution zur
Förderung der Gesundheit und
zur Verhütung von Krankheiten
gemäss Art. 19 KVG.
2 Der Regierungsrat beschliesst
den Beitritt und legt den Beitrag
an den Betrieb dieser Institution
abschliessend fest.

D.  Prämienverbilligung

§ 8  Grundsätze der An-
       spruchsberechtigung
1 Anspruch auf Prämienverbilli-
gung haben grundsätzlich Versi-
cherte der obligatorischen Kran-
kenpflegeversicherung in be-
scheidenen wirtschaftlichen Ver-
hältnissen mit steuerrechtlichem
Wohnsitz im Kanton.
2 Die Prämienverbilligung wird
grundsätzlich dann ausgerichtet,
wenn die Jahresrichtprämie des
oder der Versicherten einen be-
stimmten Prozentsatz des mass-
gebenden, steuerbaren Einkom-
mens (Subventionsgrenze) über-
steigt, und gemäss Steuer- und
Finanzgesetz kein Reinvermögen

hat, berät sie die in Verzug gera-
tene Person und klärt deren Be-
dürftigkeit ab.
2 Bei Bedürftigkeit unterstützt die
Sozialhilfebehörde die versicherte
Person gemäss dem Sozialhilfe-
gesetz.
3 Ist keine Bedürftigkeit gegeben
oder lehnt die versicherte Person
eine Unterstützung ab, setzt die
Sozialhilfebehörde den Versiche-
rer davon in Kenntnis.

§ 8  Anspruch
1 Obligatorisch Krankenpflegever-
sicherte in bescheidenen wirt-
schaftlichen Verhältnissen haben
Anspruch auf Prämienverbilli-
gung.
2 Bescheidene wirtschaftliche
Verhältnisse liegen vor, wenn die
Jahresrichtprämie einen be-
stimmten Prozentanteil des
massgebenden Jahreseinkom-
mens übersteigt.
3 Die Höhe der Prämienverbilli-
gung entspricht der Differenz
gemäss Absatz 2.
4 Der Regierungsrat regelt das
Verfahren. Er sieht Verwirkungs-

nalen Sozialhilfegesetzes ist das
Bonitätsrisiko wie folgt verteilt: auf
die Sozialhilfebehörde für zah-
lungsunfähige, bedürftige Perso-
nen und auf die Versicherer für
zahlungsunfähige, nicht-bedürf-
tige (= zahlungsunwillige) Perso-
nen. Die neue Regelung setzt
diese Rechtslage klar um.

Der neue Absatz 1 verzichtet auf
das Kriterium des steuerrechtli-
chen Wohnsitzes, da gemäss
KVG alleine die Krankenpflege-
versicherungspflicht für den An-
spruch auf Prämienverbilligung
massgebend ist.

Die neuen Absätze 2 und 3 bein-
halten keine materiellen Ände-
rungen gegenüber dem geltenden
Absatz 2.

Die Vermögensregelung der gel-
tenden Absätze 2 und 3 finden
sich materiell geändert im neuen
§ 9 Absatz 1.

Der neue Absatz 4 entspricht in-
haltlich dem geltenden § 9 Abs. 4.
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vorhanden ist, das höher ist als
der Vermögensabzug. Die Prämi-
enverbilligung entspricht dem
Betrag, um den die Jahresricht-
prämie höher ist als die Subventi-
onsgrenze.
3 Der Landrat kann den Vermö-
gensabzug gemäss Absatz 2 für
die Prämienverbilligung um bis zu
50% erhöhen.

§ 9  Regeln für die Anspruchs-
       ermittlung
1 Der Anspruch wird ausschliess-
lich aufgrund der Steuerdaten
berechnet. Führt dies beim Ge-
währen der Prämienverbilligung
infolge hoher Verschuldung zu
stossenden Resultaten, so kann
der Regierungsrat im Einzelfall
die Verbilligung entziehen.
2 Anspruchsbeginn und der Be-
zug zu den Steuerdaten werden
vom Regierungsrat festgelegt.
Zwischenveranlagungen werden
nicht berücksichtigt.
3 Für aus dem Ausland zuziehen-
de Personen und für Personen
ohne Prämienverbilligung eines

fristen vor.

§ 8a  Prozentanteil und Jahres-
         richtprämie
1 Der Landrat legt den Prozent-
anteil am massgebenden Jahres-
einkommen fest. Er berücksichtigt
dabei die Höhe der Jahresricht-
prämien und legt ihn so fest, dass
nicht mehr als die Hälfte der Be-
völkerung anspruchsberechtigt
wird.
2 Der Regierungsrat legt die Jah-
resrichtprämien für jede bundes-
rechtliche Prämienkategorie fest.
Diejenige für Erwachsene legt er
mindestens 20% unter dem kan-
tonalen Prämiendurchschnitt für
die obligatorische Krankenpflege-
versicherung fest.

§ 9  Massgebendes Jahres-
       einkommen
1 Das massgebende Jahresein-
kommen entspricht dem steuer-
baren Einkommen vermehrt um
die Steuerfreibeträge auf Renten,
um die Kinderabzüge für volljähri-
ge Kinder und um 20% des steu-
erbaren Gesamtvermögens sowie
vermindert um einmalige Kapital-
abfindungen und um bezogene
Kinderunterhaltsbeiträge.
2 Massgebend ist die rechtskräfti-
ge Steuerveranlagung für das
Vor-Vorjahr.
3 Die Personen, die durch die
Steuerveranlagung gemäss Ab-
satz 2 als Steuersubjekte erfasst

§ 8a ist hier eingefügt, weil er
zwei Rechtsbegriffe des neuen §
8 Absatz 2 definiert.

Der neue Absatz 1 entspricht
inhaltlich dem geltenden § 14
Absätze 1 und 2.

Der neue Absatz 2 entspricht
inhaltlich dem geltenden § 14
Absatz 3.

Der neue § 9 definiert einen
Rechtsbegriff des neuen § 8 Ab-
satz 2.

Der neue Absatz 1 sieht wesentli-
che Änderungen gegenüber dem
geltenden Recht vor: Neu werden
Modifikationen am steuerbaren
Einkommen vorgenommen sowie
das Vermögen miteinbezogen.
Das Vermögen soll entgegen
einem neueren Versicherungsge-
richtsurteil (21.2. 2001) unteilbar
sein, deshalb wird der Begriff
Gesamtvermögen verwendet (vgl.
auch § 41 Steuer- und Finanzge-
setz, SGS 331).

Der neue Absatz 2 entspricht in-
haltlich dem geltenden Absatz 1
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anderen Kantons ist eine Karenz-
frist vorzusehen.
4 Die Verwirkungsfristen werden
vom Regierungsrat festgelegt.

sind, werden zur Berechnung der
Prämienverbilligung zusammen-
gefasst (Berechnungseinheit).
4 Für Personen, die keine Steuer-
veranlagung gemäss Absatz 2
haben
a.  und die die Volljährigkeit errei-
     chen, richten sich das mass-
     gebende Jahreseinkommen
     und die Berechnungseinheit
     nach den Verhältnissen des
     Vorjahres,
b.  regelt in den übrigen Fällen
     der Regierungsrat das mass-
     gebende Jahreseinkommen
     und die Berechnungseinheit.

§ 9a  Veränderte Verhältnisse
1 Hat sich im Vorjahr gegenüber
der Steuerveranlagung gemäss §
9 Absatz 2 das massgebende
Jahreseinkommen um mehr als
20% oder die personelle Zusam-
mensetzung der Berechnungs-
einheit verändert, wird die Prämi-
enverbilligung auf Gesuch hin
entsprechend angepasst.
2 Wirkt sich das Gesuch auf die

Satz 1 und Absatz 2 Satz 2. Er
bekommt jedoch durch den
Wechsel zur einjährigen Veranla-
gungsperiode eine neue Bedeu-
tung und setzt die neue bundes-
rechtliche Vorgabe der Berück-
sichtigung der möglichst aktuellen
Verhältnisse besser um (vgl. Art.
65 Abs. 3 KVG, in Kraft seit 1.1.
2001).

Der neue Absatz 3 ist die gesetz-
liche Verankerung einer bereits
geübten Praxis.

Der neue Absatz 4 entspricht
inhaltlich dem geltenden Absatz
3, schafft jedoch die Karenzfrist
ab.
Buchstabe a regelt auf Geset-
zesstufe den Eintritt in die Steu-
erpflicht zufolge Aufnahme der
Erwerbstätigkeit oder zufolge
Mündigkeit, da ein grosser Adres-
satenkreis angesprochen ist und
die Regelung daher als grundle-
gend und wichtig und mithin als
gesetzeswesentlich anzusehen
ist.
Buchstabe b beauftragt den Re-
gierungsrat mit der Regelung der
weniger oft vorkommenden Fälle
wie Zuzug aus dem Ausland oder
aus einem anderen Kanton,
Quellenbesteuerung, Wohnsitz in
einem EU-Staat.

Der bisherige Absatz 4 findet sich
inhaltlich im neuen § 8 Absatz 4
Satz 2 wieder.

§ 9a ist inhaltlich neu und setzt
die bundesrechtliche Vorgabe der
Berücksichtigung der möglichst
aktuellen Verhältnisse um (vgl.
Art. 65 Abs. 3 KVG, in Kraft seit
1.1. 2001).
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§ 10  Konkurrenzierende Sozi-
         alleistungen
1 Den Personen, die einkom-
mensabhängige Sozialleistungen
beziehen, wird die Prämienverbil-
ligung als Einnahme angerechnet.
2 Personen, die langfristig Lei-
stungen gemäss Fürsorgegesetz
beziehen, erhalten an Stelle der
Prämienverbilligung bedarfsge-
rechte Beiträge an die Kranken-
versicherung im Rahmen der
Fürsorgeleistungen. Ihr ausge-
wiesener Anspruch auf Prämien-
verbilligung geht automatisch auf
die Fürsorgebehörde über.
3 Personen, die Ergänzungslei-
stungen beziehen, haben An-
spruch auf die Prämienverbilli-
gung in der Höhe ihrer Grundver-
sicherung. Der Anspruch geht
automatisch auf die Ausgleichs-
kasse Basel-Landschaft über und
wird dem Konto Prämienverbilli-
gung belastet.
4 Zur Vermeidung von Mehrfach-
subventionen ist den jeweiligen
Vollzugsbehörden auf Verlangen
Einblick in die Subventionsunter-
lagen zu gewähren.

Prämienverbilligung einer ande-
ren Person aus, ist deren Prämi-
enverbilligung von Amtes wegen
und unter Wahrung deren Verfah-
rensrechte anzupassen.

§ 9b  Beginn und Ende des
         Anspruchs
1 Der Anspruch auf Prämienver-
billigung beginnt und endet mit
dem Kalenderjahr.
2 Er endet während des Kalen-
derjahres
a.  bei Wegzug ins Ausland,
b.  bei Tod einer Person, die eine
     Berechnungseinheit gebildet
     hat.

§ 10

Aufgehoben.

§ 9b ist die gesetzliche Veranke-
rung einer bereits geübten Praxis.

Die geltenden Absätze 1 und 2
sind aufgrund des neuen Sozial-
hilfegesetzes, das diese Sach-
verhalte nun regelt, aufzuheben.
Absatz 2 Satz 2 ist inhaltlich un-
verändert im neuen § 11a gere-
gelt.

Der geltende Absatz 3 ist betref-
fend der Wendung "in der Höhe
ihrer Grundversicherung" bundes-
rechtswidrig, da gemäss dem BG
über die Ergänzungsleistungen
nur die Durchschnittsprämie in
der EL-Berechnung als Ausgabe
zu anerkennen ist. Das Bundes-
amt für Sozialversicherung hat die
bestehende Regelung denn auch
schon moniert.

Der bisherige Absatz 4 ist obsolet
geworden, da den Versicherten
schon aufgrund des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes die allgemei-
ne Mitwirkungspflicht obliegt (vgl.
§ 16 VwVG, SGS 175). Zudem
könnten Mehrfachsubventionen
vorab bei der Kombination mit
Sozialhilfeleistungen vorkommen.
Dies wird nun durch das neue
Sozialhilfegesetz sowie den neu-
en § 11a genügend klar verhin-
dert, so dass der geltende Absatz
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§ 11  Vergütung
1 Die Vergütung der Prämienver-
billigung erfolgt an die Versicherer
oder die Versicherten.
2 Ein Anspruch auf Verzugs- oder
Vergütungszins besteht nicht.
3 Mindestbeiträge werden nicht
ausbezahlt und auch nicht zu-
rückgefordert.

§ 12  Mitwirkung der Betroffe-
         nen

Personen, die Anspruch auf Prä-
mienverbilligung erheben, haben
den Vollzugsbehörden alle zur
Abklärung der Anspruchsberec h-
tigung erforderlichen Angaben
wahrheitsgetreu zu vermitteln.
Dies gilt auch für Angaben zur
Vermeidung von Mehrfachsub-
ventionen.

§ 11  Ausrichtung
1 Die Prämienverbilligung wird
den Versicherten ausgerichtet.
Vorbehalten bleiben die §§ 11a
und 11b.
2 Bei verspäteter Ausrichtung
besteht kein Anspruch auf Ver-
zugszins.
3 Kleinbeträge werden nicht aus-
gerichtet. Der Regierungsrat legt
die Grenze fest.

§ 11a  Anspruchsübergang

Der Anspruch auf Prämienverbil-
ligung geht auf die zuständige
Sozialhilfebehörde über, wenn die
Versicherten Unterstützungen
gemäss dem Sozialhilfegesetz
erhalten.

§ 11b  Drittausrichtung

Auf Antrag des Versicherers wird
die Prämienverbilligung an diesen
ausgerichtet, wenn die versi-
cherte Person mit der Zahlung
von Prämien oder Kostenbeteili-
gungen in der obligatorischen
Krankenpflegeversicherung trotz
Mahnung im Rückstand ist und
sie keine Unterstützungen ge-
mäss dem Sozialhilfegesetz er-
hält oder diese ablehnt.

4 gestrichen werden kann.

§ 11 ist eine redaktionelle Anpas-
sung, die durch den inhaltlich
neuen § 11b ausgelöst wird.

In Ausführung des neuen Absatz
3 Satz 2 beabsichtigt der Regie-
rungsrat, die Grenze bei Fr. 120.-
pro Kalenderjahr und Berec h-
nungseinheit festzulegen.

§ 11a entspricht inhaltlich dem
geltenden § 10 Absatz 2 Satz 2.

§ 11b ist inhaltlich neu und Folge
des neuen § 6 Absatz 3.
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§ 13  Rückerstattungen

Zu Unrecht ausgerichtete Lei-
stungen sind zurückzuerstatten.
Das Verfahren richtet sich nach
den Bestimmungen des Bundes-
gesetzes vom 20. Dezember
1946 über die Alters- und Hinter-
lassenenversicherung (AHVG).

§ 14  Höhe des Kantonsbeitra-
        ges
1 Der Landrat legt die Subventi-
onsgrenze gemäss § 8 Absatz 2
und 3 dieses Gesetzes und den
Kantonsbeitrag fest.
2 Er ist dabei an die Jahresricht-
prämie des Regierungsrates und
an den Grundsatz gebunden,
dass die Zahl der Anspruchsbe-
rechtigten 50% der Kantonsein-
wohner und –einwohnerinnen
nicht überschreitet.
3 Der Regierungsrat legt die Jah-
resrichtprämie fest. Für Erwach-
sene hat sie mindestens 20%
unter dem Prämiendurchschnitt
im Kanton zu liegen; für Kinder
und Jugendliche kann sie näher
beim Prämiendurchschnitt sein.

§ 15  Rechtspflege
1 Der Regierungsrat hat ein Ein-
spracheverfahren für die Prämi-
enverbilligung vorzusehen.
2 Kann der Einsprache nicht oder
nur teilweise entsprochen wer-
den, ist eine beschwerdefähige
Verfügung zu erlassen.
3 Im übrigen gelten die Verfah-
rensvorschriften des AHVG.

§ 13 Absatz 2
2 Kleinbeträge werden nicht zu-
rückerstattet. Der Regierungsrat
legt die Grenze fest.

§ 14

Aufgehoben.

§ 15 Absätze 2 und 3
2 Gegen Einspracheentscheide
kann Beschwerde beim Kantons-
gericht (Abteilung Sozialversiche-
rungsrecht) erhoben werden.
3 Die Fristen für Einsprache und
Beschwerde betragen 30 Tage.

§ 13 Absatz 2 ist redaktionelle
Folge aus dem neuen § 11 Ab-
satz 3 und gibt inhaltlich den bis -
herigen § 11 Absatz 3 wieder. Als
Grenze beabsichtigt der Regie-
rungsrat, Fr. 120.- pro Kalender-
jahr und Berechnungseinheit
festzulegen.

§ 14 wird inhaltlich unverändert
durch den neuen § 8a ersetzt.

Der bisherige § 15 Absatz 2 regelt
Selbstverständliches und ist
durch die neue Bezeichnung der
Justizbehörden zu ersetzen.

Der bisherige Absatz 3 enthält
wenig Aussagekraft und ist durch
die Nennung des einzigen Unter-
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E.  Übergangs- und Schluss-
      bestimmungen

§ 16  Änderung bisherigen
        Rechts
1 Die Verwaltungsprozessordnung
vom 16. Dezember 1993 wird wie
folgt geändert: ...
2 Das Spitalgesetz vom 24. Juni
1976 wird wie folgt geändert: ...
3 Das Schulgesetz vom 26. April
1979 wird wie folgt geändert: ...

§ 17  Aufhebung bisherigen
        Rechts
1 Das Gesetz vom 18. Mai 1989
über die Krankenpflegeversiche-
rung (GKV) wird aufgehoben.
2 Das Dekret vom 5. Juni 1989
über die Krankenpflegeversiche-
rung (DKV) wird aufgehoben.

§ 17a  Entschädigung
1 Der Regierungsrat kann be-
stimmen, dass der Kanton den
Versicherern und den Gemeinden
die Verluste ganz oder teilweise
entschädigt, die diese in einem
bestimmten Zeitraum vor dem
Inkrafttreten der Änderung vom ...
aufgrund unbezahlter Prämien
und Kostenbeteiligungen in der
obligatorischen Krankenpflege-
versicherung erlitten haben.
2 Massgebend für die Entschädi-
gung sind die Verlustscheine.

schiedes zum übrigen Verwal-
tungsverfahrensrecht und Ver-
waltungsgerichtsprozessrecht  zu
präzisieren: 30 Tage versus 10
Tage.

Die Entschädigung an die Versi-
cherer und die Gemeinden ist
durch die bisher unklare Rechts-
lage betreffend der Tragung des
Prämien-Bonitätsrisikos begrün-
det (vgl. § 6). Damit die neue,
klare Rechtslage gut umgesetzt
werden kann, soll ein finanzieller
Schlussstrich unter die Vergan-
genheit gezogen werden. Die
Entschädigung macht für den
Zeitraum von 1998 bis heute ca. 2
bis 4 Mio Fr. aus.
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§ 18  Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar
1996 in Kraft. Es untersteht der
nachträglichen Volksabstimmung
innert 6 Monaten gemäss § 63
Absatz 4 der Kantonsverfassung
vom 17. Mai 1984.

II.

Diese Änderung tritt am 1. Januar
2003 in Kraft.




